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Haushaltssatzung und Haushaltsplan der Verbandsgemeinde Gerolstein für das Haushaltsjahr 2021 
– Genehmigungsschreiben der Kommunalaufsicht der Kreisverwaltung Vulkaneifel vom 22.06.2021 

hier: Stellungnahme der Verwaltung

1. Beanstandung der Unterhaltungsmaßnahmen am Feuerwehrgerätehaus Niederbettingen, Seite 
2, Absatz 5 des Genehmigungsschreibens, Haushaltsansatz 50.000 €, Seiten 235,236 des 
Haushaltsplans

Nach Auffassung der Kommunalaufsicht handelt es sich bei den vorgesehenen Maßnahmen (neue 
Toranlage, neue Türen, neue Fußböden, Innenputz, Installation Heizungsanlage) um eine Investition.

Die Verwaltung vertritt weiterhin die Auffassung, dass es sich nicht um eine Investition handelt, da in 
einem vorhandenen Gebäude (Vermögensgegenstand) einzelne Modernisierungsmaßnahme 
stattfinden sollen um das Gebäude als Feuerwehrgerätehaus nutzen zu können. Neues Vermögen wird 
nicht geschaffen und eine wesentliche Verbesserung des vorhandenen Vermögensgegenstandes 
erfolgt nicht.

Die Verwaltung wird der Kommunalaufsicht ihre Rechtsauffassung nochmals darlegen.

2. Genehmigung der Investitionskredite unter der Bedingung, dass die Auszahlungen aus 
Investitionstätigkeit ausschließlich zur Finanzierung von Maßnahmen im Sinne der Ziffer 4.1.3 der 
VV zu § 103 GemO verwendet werden, Seite 4, Absatz 2 des Genehmigungsschreibens

Zur Gesamtgenehmigung der Investitionskredite bestimmt die Verwaltungsvorschrift (VV) Nr. 4 zu § 
103 GemO:

„Nach § 103 Abs. 2 Satz 2 GemO hat die Aufsichtsbehörde bei der Gesamtgenehmigung die im 
Haushaltsplan vorgesehene Kreditaufnahme unter dem Gesichtspunkt einer geordneten 
Haushaltswirtschaft zu überprüfen und dabei besonders darauf zu achten, dass die vorgesehenen 
Kreditverpflichtungen mit der dauernden Leistungsfähigkeit der Gemeinde in Einklang stehen. Die 
Gesamtgenehmigung ist nur zu erteilen, wenn die Überprüfung ergibt, dass beide Voraussetzungen 
erfüllt sind. Die Aufsichtsbehörde hat die Gesamtgenehmigung zu beschränken, soweit die 
beabsichtigte Kreditaufnahme mit der dauernden Leistungsfähigkeit der Gemeinde nicht in Einklang 
steht und insofern eine geordnete Haushaltswirtschaft gefährdet.“

Die VV Nr. 4.1.3 zu § 103 GemO regelt als Ausnahmen vom Grundsatz gemäß VV Nr. 4.1:

„Ausnahmen sind nur zulässig, soweit

1. die Kreditaufnahme notwendig ist zur Finanzierung eines bereits begonnenen Vorhabens, für das 
abgeschlossene Bauabschnitte technisch nicht gebildet werden können oder 
zur Finanzierung eines noch nicht begonnenen Vorhabens, das unabweisbar erscheint, weil seine 
Unterlassung zu schweren Schäden oder Gefahren führen würde (z. B. ein Schulhaus oder eine 
Brücke drohen einzustürzen), oder

2. die Kreditaufnahme zur Finanzierung eines Vorhabens benötigt wird, das sachlich sowie zeitlich 
besonders wichtig ist und eine Förderung von mindestens 60 v. H. seitens des Landes und/oder 
Dritter erfährt, wenn im Rahmen einer Gesamtbetrachtung die zusätzliche Haushaltsbelastung aus 
Schuldendienst und Folgekosten des Vorhabens haushaltswirtschaftlich als noch vertretbar erscheint, 
oder
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3. durch Übernahme des Schuldendienstes auf Dauer durch eine öffentliche Kasse die vorgesehene 
Kreditaufnahme keine weitere Belastung der Finanzwirtschaft zur Folge hat, oder

4. die Kreditaufnahme notwendig ist zur Finanzierung des kommunalen Eigenanteils an einer durch 
Landeszuweisung geförderten Investition, die nach § 18 Abs. 2 Nr. 3 Landesfinanzausgleichsgesetz 
(LFAG) aus dringenden Gründen des Gemeinwohls für notwendig erklärt wurde.

Die Kommunalaufsicht macht mit der Genehmigung der Investitionskredite für alle investiven 
Vorhaben nur unter der Bedingung, dass die Auszahlungen aus Investitionstätigkeit ausschließlich zur 
Finanzierung von Maßnahmen im Sinne der Ziffer 4.1.3 der vorstehend dargelegten VV (Ziffer 4.1.3) 
zu § 103 GemO deutlich, dass sie die Kreditgenehmigungsfähigkeit im Hinblick auf die sehr hohe 
Investitionsverschuldung nur eingeschränkt bejaht.

Für zukünftige Investitionsvorhaben, die zu ihrer Finanzierung auf die Inanspruchnahme von 
Investitionskrediten angewiesen sind, ist jeweils unsererseits zu prüfen und darzulegen, dass 
mindestens einer der vorstehend aufgeführten Ausnahmetatbestände vorliegt.

In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass seitens der Verwaltung zurzeit eine 
Maßnahmenliste zur mittelfristigen Finanzplanung erarbeitet wird, die den kommunalen Gremien im 
Laufe des Jahres zur Beratung und Beschlussfassung vorgelegt werden wird. 

3. Versagung Kreditgenehmigung Investitionsmaßnahme „Breitbandausbau Zuschussanteil 
Ortsgemeinden ehemalige VG Obere Kyll“, Seite 4, Absatz 4 des Genehmigungsschreibens,
Haushaltsansatz 52.250 €, Seiten 57,58 des Haushaltsplans

Die Kreditgenehmigung wurde seitens der Kommunalaufsicht versagt mit der Begründung, dass keine 
der unter Nr. 2 genannten Ausnahmetatbestände der VV Nr. 4.1.3 zu § 103 GemO greife, 
insbesondere sei eine Unabweisbarkeit nicht gegeben, da eine andere Finanzierungsmöglichkeit 
bestehe.

Es darf auf den Beschluss des Verbandsgemeinderates vom 12.03.2020 verwiesen werden. Dieser 
lautet:

„Der Verbandsgemeinderat teilt die Bewertung des Sachverhaltes durch die Verwaltung und 
beschließt, auf die im Nachtragshaushalt 2019 festgesetzte „Sonderumlage Breitband Obere Kyll“ zu 
verzichten und den entsprechenden Beschluss, der im Rahmen der Beschlussfassung zum 
Nachtragshaushalt 2019 am 31.10.2019 gefasst wurden, aufzuheben.

Der Betrag in Höhe von 50.468,96 € wird von der VG Gerolstein übernommen werden. Die 
entsprechenden Haushaltsmittel werden im Nachtrag 2020 neu eingestellt. Die Verwaltung wird 
ermächtigt, die offene Forderung gegenüber dem Landkreis als außerplanmäßige Ausgabe 
auszugleichen, wenn die Schlussabnahme erfolgt ist und alle Mängel beseitigt sind.“ 

Die Verwaltung wird sich zur Klärung der Angelegenheit mit der Kommunalaufsicht in Verbindung 
setzen.
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4. Versagung der Kreditgenehmigungen für die Investitionskostenzuschüsse beim Produkt 4210 
Sportförderung, Seite 4, Absatz 5 des Genehmigungsschreibens, Haushaltsansatz insgesamt 25.190 
€, Seiten 300,301 des Haushaltsplans

Für die nachfolgenden Investitionskostenzuschüsse (Investitionsförderungsmaßnahmen)

- Kleinspielfeld Stadt Hillesheim 20.000 €

- Motorikpark Stadt Hillesheim 3.800 €

- SV Nohn, Erneuerung Zaunanlage Sportplatz 1.390 €

Summe: 25.190 €

wurde die Kreditgenehmigung versagt, da alle drei freiwilligen Leistungen nicht mit der hohen 
Investitionskreditverschuldung in Einklang stünden.

Im Haushalt 2021 (I. Nachtrag 2021) der Stadt Hillesheim ist die Maßnahme „Motorikpark“, dort 
bezeichnet als „Wasser-, Lehr-, Bewegungs- und Kommunikationszentrum“, enthalten. Die 
Verwaltung wird sich zur Klärung der Angelegenheit mit der Kommunalaufsicht in Verbindung setzen.

Im Haushalt 2021 (I. Nachtrag 2021) der Stadt Hillesheim ist die Maßnahme „Kleinspielfeld“ mit der 
vorgesehenen Förderung durch die Verbandsgemeinde veranschlagt. Die Stadt Hillesheim benötigt 
für ihren Eigenanteil ebenfalls eine Kreditgenehmigung zur Realisierung dieser Maßnahme. 
Eine Entscheidung der Kommunalaufsicht hierüber ist zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht erfolgt. 
Aufgrund der Versagung der Kreditgenehmigung für den VG-Haushalt ist davon auszugehen, dass die 
Kreditgenehmigung für den Haushalt der Stadt Hillesheim versagt wird, da die Finanzierung der 
Maßnahme durch die fehlende Investitionszuwendung der Verbandsgemeinde nicht gesichert ist.

Unter Verweis auf die Ausführungen unter Nr. 2 wird darauf aufmerksam gemacht, dass diese 
Entscheidung der Kommunalaufsicht sich auch auf zukünftige Investitionsmaßnahmen der 
Gemeinden, Vereine und Vereinigungen in der Weise auswirken wird, dass eine Förderung durch die 
Verbandsgemeinde auf Basis der Förderrichtlinie Senioren/Jugend/Sport und Freizeit vom 
30.08.2019 solange nicht mehr möglich sein wird, bis die Verbandsgemeinde ihre dauernde 
Leistungsfähigkeit wiedererlangt hat.
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